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§ 17 StNSchG 2017 Schutz der nicht
unter die VS-Richtlinie fallenden

Tiere
 StNSchG 2017 - Steiermärkisches Naturschutzgesetz 2017 – StNSchG 2017

 Berücksichtigter Stand der Gesetzgebung: 06.09.2025

1. (1)Die in Anhang IV lit. a der FFH-Richtlinie angeführten Tierarten sind durch Verordnung der Landesregierung zu

schützen. Der Schutz betrifft alle Entwicklungsstadien der wild lebenden Tiere. Sonstige von Natur aus wild

lebende, nicht dem Jagdrecht unterliegende Tiere, deren Bestand gefährdet oder aus Gründen der Erhaltung

eines ausgeglichenen Naturhaushaltes zu sichern ist, können durch Verordnung der Landesregierung geschützt

werden. In der Verordnung können für gezüchtete Exemplare geschützter Tierarten Vorschriften über die

Meldung des Bestandes der gezüchteten Tierarten aufgenommen werden. Bei der Erlassung von Verordnungen

ist die steirische Landesjägerschaft anzuhören.

2. (2)Für geschützte Tierarten gelten folgende Verbote:

1. 1.alle absichtlichen Formen des Fanges oder der Tötung,

2. 2.jede absichtliche Störung, insbesondere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Überwinterungs- und

Wanderungszeiten,

3. 3.jede absichtliche Zerstörung oder Entnahme von Eiern aus der Natur,

4. 4.jede Beschädigung oder Vernichtung der Fortpflanzungs- oder Ruhestätten und

5. 5.der Besitz, Transport, Handel oder Tausch und das Angebot zum Verkauf oder Tausch von aus der Natur

entnommenen Exemplaren oder deren Körperteilen; vor dem 1. Juni 2000 rechtmäßig entnommene

Exemplare sind hievon ausgenommen.

3. (2a)Wurden im Zusammenhang mit einem Vorhaben zur Errichtung, Änderung oder dem Repowering einer

Anlage zur Erzeugung, Speicherung oder Weiterleitung von Energie aus erneuerbaren Quellen die erforderlichen

Maßnahmen getroffen, um Tötungen bzw. Störungen iSd Abs. 2 Z 1 und 2 so weit wie möglich zu verhindern, so

gelten diese nicht als absichtlich.

4. (3)Für Tierarten, die in der Steiermark nicht vorkommen, die aber unter die Schutzbestimmungen der FFH-

Richtlinie fallen, gilt Abs. 2 Z. 5.

5. (4)Die Landesregierung hat, sofern dies auf Grund der Überwachung des Erhaltungszustandes der Tierarten des

Anhangs V lit. a der FFH-Richtlinie erforderlich ist, geeignete Maßnahmen für die Entnahme und Nutzung dieser

Arten durch Verordnung vorzuschreiben sowie die Auswirkungen der verordneten Maßnahmen zu beurteilen.

Geeignete Maßnahmen sind insbesondere:

1. 1.Vorschriften bezüglich des Zuganges zu bestimmten Bereichen,

2. 2.das zeitlich oder örtlich begrenzte Verbot der Entnahme von Exemplaren aus der Natur und der Nutzung

bestimmter Populationen,

3. 3.die Regelung der Entnahmeperioden oder Entnahmeformen,

4. 4.die Einführung eines Systems von Bewilligungen für die Entnahme oder von Quoten,
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5. 5.die Regelung von Kauf, Verkauf, Feilhalten, Besitz oder Transport zwecks Verkauf der Exemplare und

6. 6.das Züchten von Tierarten in Gefangenschaft unter streng kontrollierten Bedingungen, um die Entnahme

von Exemplaren aus der Natur zu verringern.

6. (5)Sofern es keine andere Möglichkeit gibt und die Populationen der betroffenen Art in ihrem natürlichen

Verbreitungsgebiet ohne Beeinträchtigung in einem günstigen Erhaltungszustand verweilen, kann die

Landesregierung von den Schutzbestimmungen des Abs. 2 und 4 Ausnahmen bewilligen oder verordnen:

1. 1.zum Schutz der übrigen wild lebenden Tiere, wild wachsenden Pflanzen und Pilze und zur Erhaltung der

natürlichen Lebensräume;

2. 2.zur Verhütung ernster Schäden, insbesondere an Kulturen und in der Tierhaltung sowie an Wäldern,

Fischgründen, Gewässern und Eigentum;

3. 3.im Interesse der Volksgesundheit und der öffentlichen Sicherheit oder aus anderen zwingenden Gründen

des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art oder

positiver Folgen für die Umwelt;

4. 4.zu Zwecken der Forschung und des Unterrichts, der Bestandsauffüllung und Wiederansiedlung und der für

diese Zwecke erforderlichen Aufzucht;

5. 5.unter strenger Kontrolle zur selektiven und beschränkten Entnahme oder Haltung einer begrenzten

spezifizierten Anzahl von geschützten Exemplaren bestimmter wild lebender Tiere;

6. 6.zu Zwecken der Errichtung oder Aufstellung von Bauten und Anlagen, die keine natürlichen Lebensräume

der Tierarten des Anhangs IV lit. a der FFH-Richtlinie betreffen.

7. (6)Die Bewilligung von Ausnahmen gemäß Abs. 5 ist erforderlichenfalls unter Vorschreibung von Auflagen oder

Bedingungen zu erteilen.

1. (7)In einer Verordnung gemäß Abs. 5 über Ausnahmen sind festzulegen:

2. 1.die wild lebenden Tiere, für welche die Ausnahmen gelten,

3. 2.die zulässigen Fang- oder Tötungsmittel, -einrichtungen und -methoden,

4. 3.die Risiken vermeidenden, zeitlichen sowie örtlichen Umstände,

5. 4.die vorzunehmenden Kontrollen und

6. 5.die Art der Berichte über die entnommenen Exemplare.

8. (8)Sofern die Entnahme, der Fang oder das Töten von wild lebenden Tieren zulässig ist, ist für Säugetiere des

Anhangs IV lit. a und des Anhangs V lit. a der FFH-Richtlinie die Verwendung der in Anhang VI lit. a der FFH-

Richtlinie genannten Fang- und Tötungsgeräte sowie jede Form des Fanges oder Tötens mittels der in Anhang VI

lit. b genannten Transportmittel verboten, soweit durch die Anwendung das örtliche Verschwinden von

Populationen dieser Arten hervorgerufen werden könnte oder diese erheblich gestört werden könnten.

9. (9)Die Wiederansiedlung von nicht dem Jagdrecht unterliegenden Tierarten ist bewilligungspflichtig. Die

Bewilligung ist von der Landesregierung zu erteilen, wenn sich dies weder auf die natürlichen Lebensräume noch

auf die örtliche Tier- und Pflanzenwelt und die Pilze nachteilig auswirkt. Ein Aussetzen von Tier-Hybriden und von

invasiven gebietsfremden Tierarten, die auf der Homepage des Amtes der Steiermärkischen Landesregierung bei

der für Naturschutz zuständigen Abteilung bekannt gemacht wurden, ist verboten.

10. (10)Spätestens drei Monate vor Beginn der Ausführung sind der Landesregierung von naturschutzrechtlich nicht

bewilligungspflichtigen

1. 1.Windkraftanlagen,

2. 2.Skiliften oder Skipisten,

3. 3.Bodenentnahmen (Steinbrüche, Lehm-, Sand-, Schotter- und Torfgewinnungsanlagen, Abbau von

Lagerstätten) oder Ausweitungen bestehender Gewinnungsstätten und

4. 4.Photovoltaik-Freiflächenanlagen mit einer Mindestgröße von 2.500 m²

Unterlagen zur Prüfung auf die Einhaltung der artenschutzrechtlichen Bestimmungen vorzulegen.

Anm.: in der Fassung LGBl. Nr. 48/2025
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